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Zusammenfassung

Im vorliegenden Beitrag1 wird nach Auseinandersetzungen im Umsetzungsprozess 
des  Schweizerischen  Gleichstellungsgesetztes  (GlG)  gefragt.  Betrachtet  wird  die 
Umsetzung des GlG in Maßnahmen und Projekte von seiner Entstehung (1996) bis 
heute  (2011).  Lassen  sich  im  Umsetzungsprozess  konkurrierende  Diskurse  zur 
Durchsetzung betrieblicher Gleichstellung ausmachen? Wie manifestieren sich diese 
und welche  Konsequenzen  lassen  sich  ableiten?  Die  Resultate  basieren  auf  einer 
Diskursanalyse von Interviews mit VertreterInnen von zentralen AkteurInnen sowie 
von Dokumenten, die aus dem Prozess hervorgegangenen sind. 
Als zentrales Ergebnis werden zwei dominante Diskurse herausgearbeitet,  die sich 
insbesondere  darin  unterscheiden wer  die  betriebliche Gleichstellung mit  welchen 
Mitteln und aufgrund welcher Begründungen durchzusetzen habe: Der Diskriminie-
rungsbehebungs- und der Wirtschaftsnutzendiskurs. Diese werden von jeweils unter-
schiedlichen AkteurInnen aktiviert, was den Schluss auf klare Konfliktlinien zulassen 
würde. Allerdings treten im Umsetzungsprozess des GlG kaum explizite Auseinan-
dersetzungen zwischen den beiden Positionen auf.  Im Gegenteil  fallen gerade die 
Verschränkung der  beiden Diskurse  sowie  die  strategische  Aktivierung des  Wirt-
schaftsnutzendiskurses in den vergangen Jahren auf. 

Struggle for Equality? Implementation of the Swiss Equality Law 
from 1996 to 2011

Summary

This  article  explores  issues  about  struggles  in  the  implementation  process  of  the 
Swiss Equality Law. The focus of the analysis lies on the implementation of the Equ-
ality Law in measure and programs between its enactment in 1996 until today (2011). 
Of central importance is the question of whether it is possible to identify competing 
discourses about the enforcement of gender equality in employment during the imple-
mentation process. It will also examine how exactly these discourses manifest them-
selves and what consequences can be derived from them. The approach presented 
here is based on the discourse analysis of interviews conducted with representatives 
of central actors involved and on documents from the implementation period. 

1 Dieser Artikel  wurde im Rahmen des  vom Schweizerischen Nationalfonds  finanzierten  For-
schungsprojekts (Grant no. PDFMP1_127306) geschrieben.
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This study suggests that two dominant discourses concerning why, how and by whom 
gender equality should be enforced in employment can be identified: the discourse of 
elimination  of  discrimination  and  the  discourse  of  economic  benefit.  These  are 
applied by different actors which would suggest clear lines of conflict. However, in 
the implementation process, explicit conflicts between these two positions are rare. 
Instead what becomes apparent is rather a connection between the two discourses and 
the strategic application of the discourse of economic benefits in recent years.

1. Einleitung

Am 1. Juli 1996 trat in der Schweiz das Gleichstellungsgesetz (GlG) in Kraft, wel-
ches die „Förderung der tatsächlichen Gleichstellung von Frau und Mann“ bezweckt 
(Gleichstellungsgesetz, 1995, Art. 1). Es gilt als Ausführungsgesetz des 1981 in der 
Schweizerischen Bundesverfassung (BV) verankerten Grundsatzes „Gleiche Rechte 
für Mann und Frau“ (alt Art. 4 Abs. 2 BV, neu Art. 8 Abs. 3 BV). Das GlG beschäf-
tigt sich in den Artikeln 2 bis 15 (von insgesamt 18) ausschließlich mit der Gleich-
stellung im Erwerbsleben2 und nicht etwa mit den beiden andern in der Bundesver-
fassung genannten Bereichen Familie und Ausbildung. Zusammen mit dem GlG trat 
auch die Verordnung zu Finanzhilfen für Programme nach GlG (1996) in Kraft. In 
der Folge des GlG wurden verschiedene Maßnahmen und Programme für die Gleich-
stellung im Erwerbsleben eingeführt. So wurden von Juli 1996 bis Juli 2011 auf der 
Grundlage des Art. 14 GlG und der erwähnten Verordnung zu Finanzhilfen 219 Pro-
jekte für die Förderung der betrieblichen Gleichstellung durch das, vom Gesetz dazu 
beauftragte, Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) 
finanziert. Dank des Art. 15. GlG wurden zudem zehn Beratungsstellen zur Umset-
zung der Gleichstellung institutionalisiert (EBG, 2010). Seit 2009 läuft, aufgrund ei-
ner  neuen  Verordnung,  ein  Pilotprojekt  zur  Finanzierung  von  Maßnahmen  zur 
Gleichstellung von Frau und Mann in Unternehmen (2008). In den Jahren 2009, 2010 
und 2011 haben insgesamt 14 Betriebe vom Angebot dieser Finanzhilfen profitiert 
(EBG, 2011). In diesen Prozess der Implementierung der betrieblichen Gleichstel-
lung3 haben sich verschiedene AkteurInnen mit  unterschiedlichen Machtpositionen 
und Interessen (u.a. Verwaltungs- und Beratungsstellen zur Gleichstellung, Politike-
rInnen, VertreterInnen von Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden) eingeschaltet.
Vor diesem Hintergrund geht der vorliegende Beitrag der Frage nach, welche Kämp-
fe im beschriebenen Prozess der Implementierung betrieblicher Gleichstellung durch 
verschiedene soziale AkteurInnen stattfanden. Zur Beantwortung dieser Frage werden 
neue empirische Resultate präsentiert, die anhand einer sozialwissenschaftlichen Dis-
kursanalyse erarbeitet wurden. Eine solche bietet sich an, weil sie sich besonders für 
die Aneignung und Interpretation von Phänomenen durch soziale AkteurInnen sowie 
davon ausgehenden Konsequenzen (Keller, 2011) interessiert. Das Material, das der 

2 Im Folgenden werden die Begriffe Gleichstellung im Erwerbsleben und betriebliche Gleichstel-
lung synonym verwendet.

3 In diesem Beitrag wird nicht auf die Umsetzung des GlG in der juristischen Praxis, sondern auf 
die Umsetzung in verschiedenen Maßnahmen und Projekten fokussiert.
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hier vorgestellten Analyse zugrunde liegt, sind heterogene Daten aus dem Implemen-
tierungsprozess des GlG von Juli 1996 bis Juli 2011.
Der Beitrag zeigt auf, dass im Prozess der Umsetzung des GlG zwei gegensätzliche 
Diskurse darüber dominieren,  wer mit  welchen Mitteln und aufgrund welcher Be-
gründung die betriebliche Gleichstellung umzusetzen habe.  So findet  sich auf  der 
einen Seite die Forderung, dass der Staat alle diskriminierten ArbeitnehmerInnen – in 
konkreten Beispielen geht es dabei immer um Frauen – vor diskriminierenden Arbeit-
gebenden  schützen  und  diskriminierende  Arbeitgebende  bestrafen  soll.  In  diesem 
Diskurs wird meist auf das GlG sowie Statistiken zu beispielsweise geschlechtsspezi-
fischen Lohnungleichheiten und -diskriminierungen Bezug genommen. Auf der ande-
ren Seite findet sich die Vorstellung, dass Arbeitgebende Gleichstellung freiwillig 
und im Dialog mit den ArbeitnehmerInnen – meist sind auch hier Frauen gemeint – 
angehen sollen. Dieser zweite Diskurs bezieht sich selten auf das GlG und auf ver-
gangene oder aktuelle geschlechtsspezifische Diskriminierung, sondern verweist auf 
das Potenzial von Frauen für die Betriebe und die Schweizer Volkswirtschaft insge-
samt.
Obwohl sich diese beiden Diskurse zum Teil widersprechen, haben sich beide in ei-
ner Reihe von Maßnahmen und Projekten in den Jahren 1996 bis 2011 auf spezifische 
Weise verschränkt. Eine teilweise strategische Verwendung des zweiten, wirtschafts-
nahen  Diskurses  zugunsten  der  Behebung  der  Diskriminierung  von  Frauen  wird 
nachgezeichnet. Damit einhergehend wird ab den 2000-er Jahren eine Zunahme von 
Maßnahmen und Projekten erkennbar, welche sich an Unternehmen richten. Der Bei-
trag weist auf mögliche Chancen und Risiken dieses spezifischen Erscheinens und 
der Verschränkung der beiden Diskurse hin. 
Im Folgenden werden zuerst wichtige Begriffe geklärt und das methodische Vorge-
hen umrissen (Abschnitt 2). Im nächsten Schritt werden die beiden einleitend charak-
terisierten  Diskurse  in  der  Umsetzung  der  betrieblichen Gleichstellung präsentiert 
(Abschnitt 3), um danach deren spezifisches Auftauchen im Prozess der Implementie-
rung des GlG zu beleuchten (Abschnitt 4). Abschließend wird ein Fazit gezogen, in 
dem auf Chancen und Risiken dieser spezifischen Art der Implementierung der be-
trieblichen Gleichstellung in der Schweiz hingewiesen wird (Abschnitt 5).

2. Zur sozialwissenschaftlichen Diskursanalyse

Die Diskursanalyse aus sozialwissenschaftlicher Perspektive, welche in Anlehnung 
an Michel Foucault (z.B. 1982) entwickelt wurde, ist für die Beantwortung der hier 
interessierenden Fragen besonders geeignet. Denn „sie untersucht Prozesse der sozia-
len Konstruktion und Kommunikation symbolischer Ordnung in institutionellen Fel-
dern der Gesellschaft (…), deren Aneignung durch soziale Akteure sowie die davon 
ausgehenden Wirklichkeitseffekte“ (Keller, 2011, 69). Unter Diskurs werden dabei 
Aussagepraktiken verstanden, die „im Hinblick auf institutionell stabilisierte gemein-
same  Strukturmuster  (…)  der  Bedeutungserzeugung  untersucht  werden“  (Keller, 
2011, 68). Die Strukturmuster, welche für die hier vorgelegten Analyse zentral sind, 
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verbinden  u.a.  folgende  Elemente:  Hauptaussagen,  Begründungen  und  Bezüge, 
Rhetorik und Bilder, Forderungen, Maßnahmen und Adressaten. 
Die Diskursanalyse ist für das Vorhaben auch deswegen geeignet, da diese auf die 
Kritik von Macht und Machtverteilung zielt  (Jäger und Jäger,  2007). Nach Keller 
(2011, 74) gilt: „Machtressourcen (…) konstituieren sich im Zusammenspiel von Dis-
kursen, Sprechern und Publikum. Symbolisches Kapital beispielsweise, kann in stra-
tegischer Absicht aufgebaut werden; ob dies funktioniert, hängt jedoch auch von dem 
(…) Publikum ab.“ Entsprechend wird im Folgenden auch nach den Konsequenzen 
gefragt, welche sich durch das jeweilige spezifische Zusammenspiel von Sprechern, 
Adressaten und Diskurs ergeben.
Die Diskursanalyse geht nicht von einem rational handelnden Menschen aus (im Sin-
ne von rational choice), sondern von „den Diskursen unterworfenen Subjekten“ (Jä-
ger und Jäger, 2007, 22). Wie bereits das obige Zitat von Keller (2011) erkennen 
lässt,  wird  damit  gleichwohl  nicht  davon  ausgegangen,  dass  AkteurInnen  den 
Diskursen vollständig ausgeliefert wären. Ihnen wird durchaus die Entscheidung oder 
eine Wahl zwischen verschiedenen Diskursen zugebilligt,  ebenso die Möglichkeit, 
verschiedene Diskurse strategisch zu verknüpfen (vgl. Glynos und Howarth, 2007). 
Auf die besondere Bedeutung, die Diskursverschränkungen und deren Konsequenzen 
zukommt, verweist auch Jäger (2009).
Ein  letzter,  in  diesem Zusammenhang  relevanter  Begriff  ist  der  des  Diskursfrag-
ments. Damit ist ein Aussageereignis gemeint, in welchem Diskurse mehr oder weni-
ger umfassend aktualisiert werden, das kann ein Textdokument, eine Aussagen in ei-
nem Interview oder einer politischen Debatte sein, aber beispielsweise auch die Auf-
schrift auf einem Transparent an einer Demonstration (Keller, 2011). 
Methodisch besteht  die sozialwissenschaftliche  Diskursanalyse aus zwei  inhaltlich 
zusammenhängenden Analyseschritten:
In einer Strukturanalyse (Jäger, 2009; Keller, 2011) werden unterschiedliche Struk-
turmuster identifiziert. Der Einbezug diverser Datentypen – gerade auch von Inter-
views – erlaubt es, „spezifische Entscheidungen für Inhalte oder deren Darstellung zu 
rekonstruieren“ (Keller, 2011, 87). Im vorliegenden Fall hat die Strukturanalyse einen 
heterogenen Datenkorpus4 bestehend aus über 200 Diskursfragmenten der Schweize-
rischen Gleichstellungspolitik von Juli  1996 bis Juli  2011 berücksichtigt.  Wo dies 
möglich war, wurden sämtliche Dokumente des jeweiligen Datentyps verwendet (vgl. 
Tab. 1). Bei den anderen Datentypen wurde eine Auswahl herangezogen, welche am 
theoretical sampling orientiert ist. Es wurden also jeweils Daten mit einer maximalen 
Heterogenität einbezogen und der Prozess des Einbezuges von neuen Daten des glei-
chen Typs abgebrochen, sobald sich eine theoretische Sättigung in Bezug auf die vor-
gefundenen Argumente einstellte (Keller, 2011). Tab. 1 gibt eine Übersicht über die 
verwendeten Datentypen und ihre Auswahl.

4 Trotz der Heterogenität der Daten gehen alle auf AkteurInnen aus dem politischen oder institu-
tionellen Feld der betrieblichen Gleichstellungspolitik zurück oder aber auf solche, die sich tem-
porär damit  beschäftigen wie die Sozialpartner.  Debatten aus den Medien oder den Wissen-
schaften sind nicht inkludiert. 
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Tab. 1: Übersicht über die verwendeten Datentypen und ihre Auswahl5

Datentypen Auswahl
Das Gleichstellungsgesetz (in Kraft seit 1996) und seine Berücksichtigung
drei Verordnungen (1996, 1996 und 2008) aller Dokumente
Die zwei juristischen Kommentare zum Gleichstellungs- Berücksichtigung
gesetz (1997 und 2009) aller Dokumente
Publikationen (Richtlinien, Studien, Zeitschriften, Berichte, theoretical sampling
Flyer etc.) des EBG und von Projekten und 
Beratungsstellen zur Gleichstellung (1996-2011)
Publikationen (Studien, Zeitschriften, Berichte, Flyer etc.) theoretical sampling
der Dachorganisationen der Gewerkschaften und Arbeitgeber-
vertreterInnen (Sozialpartner) mit einem Fokus auf die Gleich-
stellung von Frau und Mann
Die Evaluationen zum Gleichstellungsgesetz (2005), den Berücksichtigung
Projekten (1999, 2000 und 2006), respektive Beratungs-   aller Dokumente
stellen zur Gleichstellung (2010), welche durch das EBG 
finanziert werden 
Die Debatte zum Bericht über die Evaluation der Wirksamkeit Berücksichtigung
des Gleichstellungsgesetzes im Nationalrat vom 8. März 2007 aller Dokumente
Protokolle von Tagungen, Vorträgen und Demonstrationen theoretical sampling
zur Gleichstellung von Frau und Mann (1996-2011)
Bundesrats- und Parlamentsberichte zur Gleichstellung von theoretical sampling 
Frau und Mann
Transkriptionen von elf ein- bis eineinhalbstündigen semi- theoretical sampling 
strukturierten Interviews (Helfferich 2005; Ritchie und Lewis 
2003; Witzel 2000) mit Schlüsselpersonen der Schweizeri-
schen Gleichstellungspolitik und der Sozialpartner auf 
eidgenössischer Ebene

Ausgewählte Diskursfragmente werden danach einer Feinanalyse  (Finlayson, 2007; 
Jäger, 2009; Keller, 2011) unterzogen, um die identifizierten Strukturmuster genauer 
zu charakterisieren. Wichtig für die Auswahl der Daten zur Feinanalyse ist, dass die-
se einerseits typisch für die Strukturmuster sind und andererseits vergleichbare Da-
tentypen darstellen (Keller, 2011). In die Feinanalyse einbezogen wurden im vorlie-
genden Fall deshalb je drei Diskursfragmente, die als typisch für den einen Diskurs 
identifiziert wurden (Freivogel, 1996; Schär Moser und Strub, 2011; Werder, 2010) 
und  drei,  die  für  den  zweiten  Diskurs  als  typisch  gelten  können  (EBG,  2009; 
Leuthard, 2010; SAV, 2001).6

5 Analysiert wurden die Daten nach den Kategorien: Datum, Kontext (AutorIn, Institution, sozial-
historischer), Themen, Bilder, Begriffe, Argumente und Aussagen (Jäger, 2009, 171-187; Kel-
ler, 2011). 
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3. Zwei dominante Diskurse in der Umsetzung des GlG

Wie einleitend kurz umrissen, können in den Daten zum Umsetzungsprozess des GlG 
in der Schweiz zwei dominante Diskurse identifiziert werden. Diese unterscheiden 
sich in ihren Aussagen darüber, wer mit welchen Mitteln und aufgrund welcher Be-
gründungen die betriebliche Gleichstellung umzusetzen habe. Analytisch lassen sich 
diese beiden Diskurse trennscharf auseinanderhalten. In dieser Form tauchen sie je-
doch kaum in einzelnen Diskursfragmenten auf. Die Diskurse werden – nahe an der 
Begrifflichkeit der Diskursfragmente bleibend – Diskurs zur Behebung geschlechtss-
pezifischer Diskriminierung im Erwerbsleben (kurz: Diskriminierungsbehebungsdis-
kurs) und Diskurs zum Nutzen von Frauen für die Wirtschaft (kurz: Wirtschaftsnut-
zendiskurs) genannt. Tab. 2 stellt diese beiden Diskurse anhand ihrer identifizierten 
Strukturmuster dar.

Tab. 2: Zwei dominante Diskurse in der Umsetzung der betrieblichen Gleichstellung 
von 1996 bis 2011 

Diskriminierungs-
behebungsdiskurs

Wirtschaftsnutzendiskurs

Hauptaus-
sage

Diskriminierung der Frauen im 
Erwerbsleben ist (noch) nicht 
beseitigt

(Qualifizierte) Frauen sind ein 
Wettbewerbsvorteil für die 
Betriebe und ein Potenzial für die 
Volkswirtschaft 

Begrün-
dungen und 
Bezüge

Verweis auf geltenden Normen 
(vor allem GlG) im Vergleich 
zu Statistiken 

Verweis auf (zukünftigen) 
Fachkräftemangel und 
zunehmendes Bildungsniveau der 
Frauen – Fehlen von Bezügen 
zum GlG

Rhetorik 
und Bilder

Vergangenheitsgerichtet, 
sachlich, teilweise emotional 
und fordernd

Zukunftsgerichtet und positiv 
(Negatives wird verschwiegen, 
respektive nicht abgebildet)

Maß-
nahmen 

Öffentliche und verbindliche 
Maßnahmen  

Private, freiwillige Maßnahmen in 
und für Firmen 

Adressaten Primär: Staat (Bundesrat, 
Parlament und Justiz)

Primär: Arbeitnehmende und 
-gebende, Sekundär: Staat

6 In der Feinanalyse wurden die Dokumente in ihrem kulturell-historischen Kontext, aber insbe-
sondere auch in ihrer formalen und linguistisch-rhetorischen Struktur gegenübergestellt. Dabei 
wurden die Argumente und Aussagen, die unterschiedlichen Rhetoriken (z.B. forensic d.h. ver-
gangenheitsgerichtet, epideictic, d.h. gegenwartsbezogen oder deliberative, d.h. zukunftsgerich-
tet nach Aristoteles (Finlayson, 2007)), sowie die verwendeten Begriffe und Bilder verglichen 
(Finlayson, 2007; Jäger, 2009; Keller, 2011). 
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3.1 Der Diskriminierungsbehebungsdiskurs 

Die Hauptaussage des ersten Diskurses ist, dass Frauen in der Arbeitswelt, beispiels-
weise aufgrund der Rollenzuweisungen und Arbeitsteilung, noch immer diskriminiert 
werden und dass dies behoben werden muss.  Begründet wird dies meist  mit einer 
Gegenüberstellung der  gesetzlichen Grundlagen und statistischen  Daten.  Ein typi-
sches Diskursfragment ist etwa das Folgende: 
„Bundesverfassung und Gleichstellungsgesetz (GlG) schreiben seit 30 bzw. 15 Jahren 
gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit für Frauen und Männer vor. In 
der  Realität  ist  dieser  Grundsatz  nicht  erreicht.  Die  Statistiken  zeigen  weiterhin 
beachtliche Lohnunterschiede: Frauen verdienen – je nach Berechnungsart – in der 
Privatwirtschaft  und im kantonalen öffentlichen Sektor  ein Fünftel  bis ein Viertel 
weniger als Männer (…)“ (Schär Moser und Strub, 2011, 9). 
Die vorgebrachten Argumente sind meist auf die Vergangenheit gerichtet, wie das 
obige Zitat mit seinem Verweis auf die letzten 30 beziehungsweise 15 Jahre zeigt. 
Solche vergangenheitsbezogene Argumente wollen Ungerechtigkeiten – hier jene der 
Ungleichstellung  zwischen  Frauen  und Männern  –  aufzeigen  und  zielen  auf  eine 
zukünftige Beseitigung dieser Ungerechtigkeiten (Finlayson, 2007). Der Verweis auf 
die „stoßende Ungerechtigkeit“ (Rechsteiner, 2009), die behoben werden soll, taucht 
oft explizit auf. Die verwendete Rhetorik ist, neben der sachlichen, eher neutral juris-
tischen oder statistischen Sprache, teilweise auch emotional und fordernd. Ein typi-
sches Beispiel dafür ist das folgende Zitat: 
„Darüber hinaus zementiert die Teilzeitarbeit der Frauen die traditionelle Rollenver-
teilung. (…) Das geht zu Lasten der Frauen. Keineswegs aus freiem Willen überneh-
men sie häufig Teilzeitarbeit, sondern vielmehr notgedrungen. (…) Wenn die Part-
nerschaft aufgelöst wird, führt dieser Mangel oft in die Armutsfalle. Deshalb gehören 
Teilzeitarbeit, flexible und prekäre Arbeitsverhältnisse mit all ihren Facetten ins Zen-
trum der Gewerkschaftspolitik“ (Werder, 2010, 9).
Demselben  Muster  eines  Aufzeigens  von  Ungerechtigkeiten  und  Einforderns  von 
deren Behebung, folgen auch die Bilder, die diesem Diskurs angehören (vgl. Abb. 1).
Im Diskriminierungsbehebungsdiskurs wird primär der Staat adressiert. Dieser soll 
(weitere) öffentliche und verbindliche Maßnahmen einführen und durchsetzen. Kon-
kret werden die EntscheidungsträgerInnen der Schweiz adressiert: Der Bundesrat, das 
Parlament  und die  Öffentlichkeit  sowie  AnwältInnen und RichterInnen.  Gefordert 
wird auf der einen Seite, dass alle diskriminierten ArbeitnehmerInnen vor Gerichten 
und Schlichtungsstellen gegen diskriminierende Arbeitgebende vorgehen können und 
dass das Klagen den Frauen so leicht wie möglich gemacht werden soll.7 Auf der 

7 Aktuelle Maßnahmen dazu sind beispielsweise Beweislasterleichterung (Art. 6 GlG), Verbands-
klagerecht (Art. 7 GlG) und Kündigungsschutz (Art. 10 GlG). Weitere geforderte Maßnahmen 
in diesem Muster sind die Verlängerung des Kündigungsschutzes und die Nichtigkeit von Ra-
chekündigungen (z.B. Hubmann 2002), Umkehrung der Beweislast sowie höhere Sanktionen 
bei Diskriminierung mit abschreckender Wirkung (z.B. Roth-Bernasconi, 2007; Stutz, Moser 
und Freivogel, 2005)). Gefordert wird ebenfalls, dass AnwältInnen sowie RichterInnen besser 
über das GlG informiert sind (Stutz et al., 2005).
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andern Seite sollen diskriminierende Unternehmen verpflichtet sein, nicht zu diskri-
minieren. Dies soll von staatlicher Seite überprüft und bei Diskriminierung in genü-
gender  Höhe  sanktioniert  werden.8 Werden  im Diskriminierungsbehebungsdiskurs 
Arbeitgebende adressiert, dann mit dem Verweis darauf, dass sich die Diskriminie-
rung für die Unternehmen nicht lohne, weil diese sich durch das Diskriminieren der 
Gefahr einer Klage aussetzen (z.B. EBG, 1999/2000; SAV, 1997). 

Abb. 1: Bildliche Darstellung aus dem Diskriminierungsbehebungsdiskurs9

3.2 Der Wirtschaftsnutzendiskurs

Die  Hauptaussage  des  zweiten  Diskurses  ist,  dass  Frauen  in  Unternehmen  einen 
Gewinn für alle darstellen: Unternehmen und dadurch die Volkswirtschaft, aber auch 
die Gesellschaft profitieren vom vermehrten Einbezug der Frauen. Begründet wird 
diese  Aussage  mit  dem  Arbeitskräftemangel.  Ein  typisches  Diskursfragment  des 
Wirtschaftsnutzendiskurses ist das Folgende: 

8 Eine aktuelle Maßnahme in diese Richtung ist etwa die Kontrolle zur Lohngleichheit im Be-
schaffungswesen (Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BoeB)). Weitere For-
derungen sind die Schaffung einer Behörde mit Untersuchungs- und Durchsetzungskompetenz 
der betrieblichen Gleichstellung (z.B. BJ, 2008; Simoneschi-Cortesi, 2010; Stutz et al., 2005) 
sowie höhere Sanktionen bei Diskriminierung mit abschreckender Wirkung (z.B. Roth-Bernas-
coni, 2007; Stutz et al., 2005).

9 Quelle: EBG, 1996.
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„Es ist  möglich  und im betriebswirtschaftlichen Interesse  der  Unternehmen,  mehr 
Frauen  für  Führungspositionen  zu  gewinnen.  (…) Die  demografischen  Prognosen 
zeigen, dass ab 2015 ein Mangel an qualifizierten Arbeitskräften droht. Es wäre fatal, 
das Potenzial der talentierten, gut ausgebildeten Frauen nicht genügend auszuschöp-
fen. Nur fortschrittliche und attraktive Arbeitgeber werden in Zukunft die besten und 
motiviertesten Arbeitskräfte für sich gewinnen“ (Leuthard, 2010, 6-7).
Ganz  im  Gegensatz  zum  Diskriminierungsbehebungsdiskurs  wird  also  im  Wirt-
schaftsnutzendiskurs  nicht  in  die  Vergangenheit,  sondern in  die  Zukunft  geblickt. 
Dementsprechend sind auch die verwendeten Begriffe – z.B. Wachstumsbedarf, Pro-
gnose,  Potenzial,  fortschrittlich  –  zukunftsorientiert  und  eher  positiv  konnotiert. 
Dadurch sollen die potentiellen Vorteile – hier von Gleichstellungsmaßnahmen gera-
de für Arbeitgebende – aufgezeigt werden (Finlayson, 2007). Oft taucht innerhalb der 
Diskursfragmente dieses Typs die gegenwartsgerichtete, lobende Aussage auf (Fin-
layson, 2007), dass sich schon heute viele Unternehmen den wandelnden Bedürfnis-
sen angepasst haben und die Gleichstellung, im Sinne eines Bereitstellens von frauen- 
und  familienfreundlichen  Strukturen,  in  vielen  Unternehmen  bereits  realisiert  sei 
(SAV, 2001; Scherer, 2007; Schweizer, 2007). Im Gegensatz zum ersten Diskurs feh-
len hier die Bezüge zu Statistiken (z.B. zu Lohnungleichheit und -diskriminierung) 
und zu geltenden Gesetzen wie dem GlG meist. Der einzige Verweis auf statistische 
Grundlagen und damit ein spezifischer Fokus ist der, dass Frauen heute besser gebil-
det sind als früher, woraus nicht selten gefolgert wird, dass sie selbstbewusster und 
daher bereits gleichgestellt sind (z.B. SAV, 2001). Der Fokus auf die gut gebildeten, 
selbstbewussten und dadurch mit den Männern gleichgestellten Frauen spiegelt sich 
im Zitat von Leuthard (2010) vom „Potential der talentierten, gut ausgebildeten Frau-
en“ (vgl. oben) sowie in diversen Bildern dieses Diskurses (vgl. Abb. 2).
Im Wirtschaftsnutzendiskurs adressiert werden in erster Linie nicht der Staat, sondern 
die Firmen, respektive die Arbeitgebenden oder Personalverantwortlichen. Dies ver-
deutlicht und begründet folgendes, ebenfalls typisches Zitat:  „Sie (Arbeitgeber und 
Personalpraktiker, Anmerkung ll) sind besser als der Gesetzgeber in der Lage, den 
betrieblichen  Notwendigkeiten  und den familiären  Bedürfnissen  des  Personals  im 
betrieblichen Alltag Rechnung zu tragen“ (SAV, 2001, 3). Ebenfalls adressiert sind 
die Arbeitnehmenden, welche die Gleichstellung im Dialog mit den Arbeitgebenden 
einfordern und durchsetzen sollen. Der Staat soll lediglich die privaten Initiativen der 
Unternehmen fördern und unterstützen.10 

10 Mögliche (staatliche) Anreize sind etwa Finanzhilfen für unternehmensinterne Projekte (EBG 
2009), Labels, Zertifikate oder Preise für gleichstellungs- oder familienfreundliche Unterneh-
men (z.B. Prix Egalité, Gleichstellungspreis der Stadt Zürich, Auszeichnung ‚Unternehmen des 
Monats‘, Zertifikat der Familienmanagement GmbH, Prädikat der Fachstelle UND etc. (Bundes-
rat, 2008)), respektive für die Lohngleichheit (z.B. Equal Salary (Bundesrat, 2008)). Eine weite-
re Initiative, welche ebenfalls in dieses Muster passt, ist der Lohngleichheitsdialog, welcher seit 
2009 zwischen den Sozialpartnern läuft und Unternehmen motivieren sollte, die Lohngleichheit 
in  ihren  Unternehmen  freiwillig  zu  überprüfen  (www.lohngleichheitsdialog.ch).  Weitgehend 
auch der Logik dieses Musters folgt allgemein die Beratung oder das Coaching von Frauen (und 
Männern), welche z.B. nach einer Familienpause wieder ins Erwerbsleben eingegliedert werden 
sollen. 
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Abb. 2: Bildliche Darstellung aus dem Wirtschaftsnutzendiskurs11

Die im Wirtschaftsnutzendiskurs geforderten Maßnahmen sind freiwillig und privat 
und deswegen flexibel und individuell, so die Argumentation. Diese sollen entweder 
von  den  Betrieben  freiwillig  durchgeführt  werden,12 oder  sie  sollen  von  Firmen 
bereitgestellt beziehungsweise von den Arbeitnehmenden (oder ihren VertreterInnen) 
individuell eingefordert respektive „im Dialog“ ausgehandelt werden.13 

4. Zum spezifischen Erscheinen und der Verschränkung der Diskurse in 
der Umsetzung des GlG von 1996 bis 2011

Mit den Bezeichnungen Diskriminierungsbehebungs-  und Wirtschaftsnutzendiskurs 
werden also zwei unterschiedliche Aussagepraktiken (Keller, 2011) zu den Fragen 
umschrieben, wer mit welchen Mitteln und aufgrund welcher Begründung Gleichstel-
lung umzusetzen habe. Im folgenden Abschnitt soll dargestellt werden, wie sich die 
beiden Diskurse im Untersuchungszeitraum in konkreten Forderungen, Maßnahmen 
und Programmen durch verschiedene AkteurInnen manifestiert haben (vgl. Abb. 3). 

11 Quelle: SECO, 2010.
12 Beispiele dazu sind: eine Ist-Analyse zur Umsetzung der Chancengleichheit,  Überprüfen der 

Lohnsysteme  auf  Lohngleichheit,  Mentoringprogramme  für  potentielle  Führungsfrauen,  aber 
auch -männer, Stärkung von Frauennetzwerken in Unternehmen etc. (z.B. EBG, 2009; SECO, 
2010).

13 Beispiele  sind:  flexible  Arbeitszeiten,  Teilzeitarbeit,  Job-Sharing  (auch  im  Kader),  Mutter-
schafts- und Vaterschaftsurlaube etc. (z.B. SAV, 2001; SECO, 2010).
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Abb. 3: Spezifisches Erscheinen des Diskriminierungsbehebungs- und Wirtschafts-
nutzendiskurses in der Umsetzung des GlG, 1996-2011

4.1 Manifestation des Diskriminierungsbehebungsdiskurses 

Der Diskriminierungsbehebungsdiskurs wurde bereits in der Phase der Entstehung 
des GlG durch Vertreterinnen der ersten, stärker bürgerlichen, und der zweiten, ver-
mehrt linken Frauenbewegung, ersten Vertreterinnen der institutionalisierten Gleich-
stellungspolitik und meist linken Politikerinnen aktiviert (Interview III, 2010; Inter-
view IV, 2010; Kaufamann, 2011).
In der Phase der Umsetzung des GlG taucht dieser Diskurs in verschiedenen Varian-
ten im ganzen Untersuchungszeitraum von 1996 bis 2011 auf. So gab es in diesen 15 
Jahren beispielsweise diverse Versuche, meist von linken Politikerinnen, neue Maß-
nahmen zu implementieren, welche den diskriminierten Frauen gegenüber den diskri-
minierenden Arbeitgebern zu mehr  effektiver  Macht  verhelfen sollten.14 Für diese 
Maßnahmen  wurden  meist  die  im  Abschnitt  3.1  präsentierten  Argumente  vorge-
bracht. Als Manifestation des Diskriminierungsbehebungsdiskurses kann etwa auch 
die  Maßnahme  der  Kontrollen  der  Lohngleichheit  von Unternehmen  im Beschaf-
fungswesen (Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BoeB); Strub, 
2004) angeführt werden. 
Festgestellt  werden kann aber,  dass  der  Diskriminierungsbehebungsdiskurs  in  den 
ersten Jahren nach dem Inkrafttreten des GlG stärker  artikuliert  wurde als  in den 
14 Beispiele hierfür sind die Forderung nach einer Verlängerung des Kündigungsschutzes und der 

Nichtigkeit von Rachekündigungen (z.B. Hubmann, 2002), nach einer Umkehrung der Beweis-
last sowie höhere Sanktionen bei Diskriminierung mit abschreckender Wirkung (z.B. Roth-Ber-
nasconi, 2007; Stutz et al., 2005), oder nach der Schaffung einer Behörde mit Untersuchungs- 
und Durchsetzungskompetenz zur betrieblichen Gleichstellung (z.B. BJ, 2008; Simoneschi-Cor-
tesi, 2010; Stutz et al., 2005).
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2000-er Jahren. So manifestierte sich dieser Diskurs in der vor allem in den späten 
1990-er Jahren bestehenden Praxis, dass von den öffentlichen Geldern, welche in Art. 
14 und 15 GlG gewährt werden, insbesondere Frauen (und ihre VertreterInnen sowie 
Gleichstellungsbüros  oder  AnwältInnen)  profitieren  sollten.15 Dies  zeigt  folgendes 
Zitat: „Wir haben dann (nach dem Inkrafttreten des GlG, Anmerkung ll) lange dar-
über gesprochen, wenn es um das Budget ging, dass dieses dafür da ist, dass die Frau-
en gleichgestellt werden“ (Interview IV, 2010, min. 27). 
Damit einhergehend haben in den ersten Jahren nach dem Inkrafttreten des GlG oft 
Frauenorganisationen,  Gleichstellungsbüros  oder  Gewerkschaften  Gelder  aufgrund 
des Art.  14 GlG beantragt und auch Projekte implementiert  (Interview IV, 2010), 
welche den Logiken des Diskriminierungsbehebungsdiskurses entsprachen und  bei-
spielsweise  darauf  zielten,  dass  möglichst  viele  Personen  das  GlG  kennen  und 
anwenden sollen.16 
Elemente des Diskriminierungsbehebungsdiskurses wurden – besonders in den späten 
1990-er Jahren – teilweise auch von in der Abb. 3 auf der rechten Seite aufgeführten 
AkteurInnen  wie  dem Schweizerischen  Arbeitgeberverband (SAV) aufgenommen. 
Dieser  warnte  z.B.  1997  die  Arbeitgebenden  vor  Lohnklagen  aufgrund  des  GlG 
(SAV, 1997).

4.2 Manifestation des Wirtschaftsnutzendiskurses und Verknüpfung beider 
Diskurse

In  diversen  Diskursfragmenten  finden  sich  Hinweise  darauf,  dass  auch der  Wirt-
schaftsnutzendiskurs  bereits  bei der  Entstehung des GlG eine entscheidende Rolle 
gespielt hat und dieser von Promotorinnen des GlG (vgl. Abschnitt 4.1) mit dem Dis-
kriminierungsbehebungsdiskurs verknüpft wurde (vgl. Glynos und Howarth, 2007). 
Diese Verknüpfung der beiden Diskurse hat wohl vor dem Hintergrund der Ende der 
1980-er  Jahre – als die Diskussionen um die Einführung des GlG liefen – in der 
Schweiz guten Arbeitsmarktlage  und damit  verbundenem Arbeitskräftemangel  zur 
Annahme  des  GlG  auch  durch  bürgerliche  ParlamentarierInnen  beigetragen  (vgl. 
etwa Gloor und Meier, 2000; Interview III, 2010; Interview IV, 2010).
In der Umsetzung des GlG findet sich der Wirtschaftsnutzen- wie der Diskriminie-
rungsbehebungsdiskurs im gesamten Untersuchungszeitraum. Artikuliert wird Erste-
rer tendenziell von VertreterInnen der Arbeitgebenden in Parteien und Verbänden. 
Das folgende Zitat einer Vertreterin des SAV zeigt, wie VertreterInnen der Arbeit-
gebenden den Wirtschaftsnutzendiskurs artikulieren und sich gleichzeitig vom GlG 
distanzieren: „Also für uns (den SAV, Anmerkung ll) ist nicht Gleichstellung oder 
Gleichstellungsgesetz ein Thema. Für uns stellt  sich die Frage, wie die Frauen zu 
15 So wurden beispielsweise die beiden Projekte “Frauen in prekären Arbeitsbedingungen” (1997) 

oder “Qualifikation: Flexibel” (1999) finanziert (BfG, 2001; EBG, o.J.-b; Schär Moser, Hüttner 
und Jegher, 2002). 

16 Beispiele hierfür sind das Projekt „Das Gleichstellungsgesetz kompetent anwenden“ der Gleich-
stellungsfachstellen beider Basel im Jahr 1997 oder das Projekt „Nouvelle loi sur l’égalité, fem-
mes, entrez dans vos droits!“ von Genfer Gewerkschaften, ebenfalls im Jahr 1997.
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einem  Teil  der  Wirtschaft  werden  und  was  es  braucht,  um  sie  zu  integrieren“ 
(Interview VI, 2010, min.8-9).
Daneben gibt es auch AkteurInnen der Gleichstellungspolitik, welche, wie z.B. die 
Beratungsstellen, bereits seit den 1990-er Jahren vermehrt innerhalb des Wirtschafts-
nutzendiskurses argumentieren. Sie tun dies aus dem Interesse heraus, Unternehmen 
zu Gleichstellungsbemühungen zu motivieren. Dies verdeutlicht etwa das folgende 
Zitat des Leiters einer Beratungsstelle, welche aufgrund des GlG seit 1996 mitfinan-
ziert wird: „Wir haben von Beginn an mit den Betrieben daraufhin gearbeitet, dass 
diese Lösungen anbieten oder mit den Mitarbeitenden zusammen Lösungen entwi-
ckeln“ (Interview V, 2010, min.8). 
Seit ungefähr den 2000-er Jahren und noch verstärkt nach dem Bundesratsbericht zur 
Evaluation des GlG von 2005 – worin dieser die „Schaffung von Anreizen für Unter-
nehmen“ als eine zentrale Maßnahme zur Verbesserung der Gleichstellung  festhält 
(Bundesrat, 2006, 3163) – kann allgemein eine Zunahme von Gleichstellungsmaß-
nahmen  und  -projekten  festgestellt  werden,  welche  dem Wirtschaftsnutzendiskurs 
entsprechen. So wurden immer mehr Ressourcen direkt für Unternehmen vorgese-
hen.17 
Gerade in der Verwaltung und konkret im EBG lässt sich im Laufe der 2000-er Jahre 
eine Tendenz dahingehend feststellen, dass sich die Gleichstellung von Frauen und 
Männern nicht (nur) aufgrund verbindlicher, öffentlicher Maßnahmen im Sinne des 
Diskriminierungsbehebungsdiskurses durchsetzen lässt, sondern vermehrt (auch) Fir-
men und Arbeitgebende im Sinne des Wirtschaftsnutzendiskurses als Partner bei der 
Durchsetzung der  Gleichstellung adressiert  werden müssen.  Diese Tendenz wurde 
wohl ebenfalls durch die Evaluation des GlG und der darin festgehaltenen Schwierig-
keiten18 bei der Durchsetzung der Gleichstellung sowie anderer Erfahrungen beein-
flusst: 
„Die  Erfahrung zeigte,  dass  es  wenige  Projekte  gab,  die  direkt  ins  Erwerbsleben 
eingreifen konnten. Das war immer ein Gegensatz. Zwar sollte die Gleichstellung im 
Erwerbsleben gefördert werden, aber die Unternehmen, die wichtigsten Akteure, die 
direkt die Arbeitsbedingungen gestalten, konnten nicht erreicht werden.“ (Interview 
III, 2010, min. 12).
17 Ein Beispiel dafür ist, dass das EBG seit 2009 Finanzhilfen direkt an Unternehmen für unterneh-

mensinterne Projekte zur Chancengleichheit vergeben kann (EBG, 2010). Es ist auch eine Zu-
nahme von Labels, Zertifikaten oder Preisen für gleichstellungs- oder familienfreundliche Un-
ternehmen (z.B. Prix Egalité, Gleichstellungspreis der Stadt Zürich, Auszeichnung ‚Unterneh-
men des Monats‘, Zertifikat der Familienmanagement GmbH, Prädikat der Fachstelle UND etc. 
(Bundesrat, 2008)), respektive für die Lohngleichheit (z.B. Equal Salary (Bundesrat, 2008)) zu 
verzeichnen. Eine weitere Initiative, die ebenfalls in dieses Muster passt, ist der Lohngleich-
heitsdialog, der seit 2009 zwischen den Sozialpartnern läuft und Unternehmen motivieren sollte, 
die  Lohngleichheit  in  ihren  Unternehmen  freiwillig  zu  überprüfen (www.lohngleichheitsdia-
log.ch).

18 Zu den wichtigsten ungelösten Problemen zählen die Autorinnen der Evaluation „die Angst, 
gegen Diskriminierung vorzugehen, sowie die Informationsbeschaffung bei vermuteter Diskri-
minierung  und die  beschränkte  Durchsetzungskraft  auf  kollektiver  Ebene“  (Stutz  und Schär 
Moser, 2008).
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Das Interviewzitat verweist auch auf die herrschenden Machtverhältnisse im Bereich 
der Gleichstellung im Erwerbsleben. Also konkret auf die große Macht der Arbeitge-
benden im Vergleich zu der kleinen Macht der diskriminierten ArbeitnehmerInnen 
und der GleichstellungsakteurInnen, und dies trotz des GlG. Das Zitat weist darauf 
hin, dass trotz diverser Bemühungen, Gleichstellung im Sinne des Diskriminierungs-
behebungsdiskurses zu fördern, diese Bemühungen wenig Wirkung entfalten, weil 
schlussendlich die Unternehmen unabhängig davon über die Arbeitsbedingungen in 
den Betrieben bestimmen. 
Um also bei den Unternehmen,  den Arbeitgebenden und Personalverantwortlichen 
Gehör zu finden, werden vermehrt die Argumente und die Rhetorik verwendet, wel-
che dem Wirtschaftsnutzendiskurs entsprechen.19 Es wird dabei aber meist nicht nur 
die Sprache angepasst, sondern auch die vorgeschlagenen beziehungsweise geforder-
ten Maßnahmen entsprechen weitgehend denen des Wirtschaftsnutzendiskurses. Die-
se sind meist freiwillig und dem Staat kommt eine weitgehend passive Rolle zu. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Wirtschaftsnutzendiskurs auf 
der einen Seite von VertreterInnen der Arbeitgebenden in Parteien und Verbänden ar-
tikuliert wird, auf der andern Seite aber auch von Verwaltungs- und Beratungsstellen, 
welche das GlG umsetzen sollen, aktiviert wird, wenn es darum geht, Arbeitgebende 
oder  ihre  Vertreter  zu  Gleichstellungsbemühungen  zu  motivieren.  Die  befragten 
SchlüsselakteurInnen der  Gleichstellungspolitik  verwiesen  verschiedentlich  darauf, 
dass die Chancen, von den Arbeitgebenden und ihren VertreterInnen auch tatsächlich 
gehört zu werden oder mit diesen zusammenarbeiten zu können, dann am besten ste-
hen, wenn es der Schweizer Wirtschaft gut geht, respektive ein wirtschaftlicher Auf-
schwung bevorsteht (vgl. auch: Interview III, 2010; Interview IV, 2010): 
„Als die Wirtschaft  wieder mal sehr gut lief,  vor dieser  neuen Finanz- und Wirt-
schaftskrise, wurden Demographie und Arbeitskräftemangel zunehmend ein Thema 
und damit verknüpft der erneute Fokus auf die Frauen. Beispielsweise startete der Ar-
beitgeberverband ein Projekt zu 'Frauen und Karriere'“ (Interview V, 2010, min. 21-
22).
Wie bereits für den Entstehungsprozess des GlG aufgezeigt, wurden ähnlich auch bei 
der Umsetzung des GlG zu Zeiten einer guten Wirtschaftslage vermehrt die beiden 
Diskurse strategisch miteinander verknüpft, um der Gleichstellung im Erwerbsleben 
zur Durchsetzung zu verhelfen. Diese Strategie birgt allerdings auch Gefahren. Die 
Chancen und Risiken dieser  Art der Umsetzung von Gleichstellung sollen im ab-
schließenden Fazit diskutiert werden. 

19 So stammt das Zitat aus der Einleitung zum Abschnitt 3.2 von Doris Leuthard aus dem Vorwort 
einer  Broschüre,  welche  Unternehmen  motivieren  sollte,  freiwillige  Maßnahmen  zugunsten 
eines höheren Frauenanteils in Führungspositionen durchzuführen.
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5. Fazit: Chancen und Risiken der spezifischen Verknüpfung der beiden 
Diskurse in der Umsetzung des GlG 

Auf der  einen Seite  will  der  Diskriminierungsbehebungsdiskurs  Unternehmen mit 
öffentlichen und verbindlichen Maßnahmen und unter Androhung von Klagen zur 
Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern bringen und fordert, dass 
von öffentlichen Ressourcen in erster Linie diskriminierte Frauen profitieren. Auf der 
anderen Seite konstruiert der Wirtschaftsnutzendiskurs die Arbeitgebenden als Part-
ner bei der Durchsetzung der Gleichstellung und fordert daher öffentliche Ressourcen 
für Arbeitgebende. 
Während der  Diskriminierungsbehebungsdiskurs  vor allem von VertreterInnen der 
Arbeitnehmenden  sowie  linken  PolitikerInnen  und  Frauenorganisationen  vertreten 
wird, wird der Wirtschaftsnutzendiskurs  der Tendenz nach von VertreterInnen der 
Arbeitgebenden  und  bürgerlichen  PolitikerInnen  sowie  von  Beratungsstellen  zur 
Gleichstellung vertreten. Gleichzeitig lässt  sich beim Bundesrat,  den Verwaltungs-
stellen und Gleichstellungsbüros tendenziell eine Verschiebung weg vom Diskrimi-
nierungsbehebungs- und hin zum Wirtschaftsnutzendiskurs feststellen. Dieser diskur-
sive Bruch lässt sich ungefähr auf die Jahrtausendwende datieren. 
Der Prozess hin zu einer vermehrt freiwilligen und partnerschaftlichen Umsetzung 
der Gleichstellung in den Firmen selbst hat den großen Vorteil, dass mit den Unter-
nehmen AkteurInnen erreicht werden können, welche selbst Teil des Erwerbslebens 
sind und unmittelbar Einfluss auf die Arbeitsbedingungen haben. Die Hoffnung, die 
in diese Entwicklung gelegt wird, drückt beispielsweise das folgende Zitat der Leite-
rin einer aufgrund des GlG finanzierten Beratungsstelle aus: „Ich denke, das ist wirk-
lich eine Schlüsselstelle (bei den Unternehmen, Anmerkung ll). Wenn man dort – bei 
den Unternehmen – eine hohe Sensibilität erreicht, dann braucht es vielleicht unsere 
Beratungsstelle gar nicht mehr“ (Interview VII,  2011, min.48). Ebenfalls mit  dem 
vermehrten Aktivieren des Wirtschaftsnutzendiskurses einher geht die Chance einer 
größeren gesamtgesellschaftlichen Akzeptanz von Gleichstellungsanliegen. Dies ge-
rade deshalb, weil VertreterInnen der Arbeitgebenden in Verbänden und Parteien die-
sen Diskurs aktivieren. 
Die positive Rhetorik und das Argument, dass letztlich alle Beteiligten (Arbeitgebe-
rInnen und ArbeitnehmerInnen, Frauen und Männer) von Gleichstellungsmaßnahmen 
profitieren können, ist verheißungsvoll. Gleichzeitig bergen die diskursive Verknüp-
fung der beiden Diskurse und die Zunahme der Manifestation des Wirtschaftnutzen-
diskurses auch etliche Risiken.
Arbeitgebende werden im Implementierungsprozess des GlG gleichzeitig durch den 
Diskriminierungsbehebungsdiskurs als potentielle Täter konstruiert, im Wirtschafts-
nutzendiskurs aber als Partner bei der Umsetzung der Gleichstellung angesprochen. 
Diese  widersprüchliche  Konstellation  kann  zu  einem  generellen  Misstrauen  der 
Arbeitgebenden gegen Gleichstellungsmaßnahmen und einer  Ablehnung derselben 
führen, was negative Konsequenzen für die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 
und Männern nach sich zieht.
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Dem Wirtschaftsnutzendiskurs ist die Argumentation inhärent, dass Betriebe bereits 
viel für die Gleichstellung tun. Dies aber kann eine passive Haltung von Betrieben 
(weiterhin) legitimieren. Es ist zu erwarten, dass von staatlich bereitgestellten Res-
sourcen zur Umsetzung der Gleichstellung tendenziell die (wenigen) Betriebe profi-
tieren, die bereits Gleichstellungsbemühungen geplant oder durchgeführt haben. Dies 
kann durchaus zu positiven Konsequenzen im Sinne der Gleichstellung von Frauen 
und Männern in gewissen, jedoch nicht in allen Unternehmen führen. Mit der Argu-
mentation von Keller (2011:74) zur machtförmigen Wirkung von Diskursen (vgl. Ab-
schnitt zwei) gesprochen: Betriebe, welche durch die Maßnahmen des Wirtschafts-
nutzendiskurses adressiert werden, entscheiden letztlich darüber, ob die Maßnahmen 
die vorgesehene Wirkung auf die Gleichstellung von Frau und Mann entfalten oder 
nicht.20 
Schließlich werden Frauen im Wirtschaftsnutzendiskurs als selbstbewusst und bereits 
mit den Männern gleichgestellt dargestellt. Gleichzeitig werden auch Arbeitnehmen-
de und Arbeitgebende als „auf gleicher Augenhöhe“ und „im Dialog“ miteinander 
konstruiert.  Dadurch wird nicht  nur die unterschiedliche Stellung von Frauen und 
Männern in der Schweizer Gesellschaft negiert, sondern es werden damit auch unter-
schiedliche Verhandlungs- und dadurch Machtpositionen von Arbeitnehmenden und 
-gebenden, von schlechter und besser Qualifizierten, von ausländischen und inländi-
schen oder von älteren und jüngeren Arbeitnehmenden etc. negiert. Wenn den Firmen 
selbst  Gelder  für  die  Durchführung  von  Gleichstellungsmaßnahmen  bereitgestellt 
werden, besteht daher erstens die Gefahr, dass diese im Sinne der Mächtigeren, also 
wohl der  Arbeitgebenden,  ausgestaltet  werden.  Zweitens besteht  das Risiko,  dass, 
wenn Arbeitnehmende Maßnahmen wie beispielsweise Elternurlaub oder Teilzeitar-
beit in Führungspositionen selbst einfordern müssen, eher Arbeitnehmende mit einer 
besseren Verhandlungsposition davon profitieren – der Tendenz nach also Männer, 
besser Qualifizierte und SchweizerInnen. Durch die Manifestierung des Wirtschaft-
nutzendiskurses in Maßnahmen und Projekten kann also im Extremfall das Ziel der 
tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern sowohl unterlaufen als auch 
bestehende Machtverhältnisse perpetuiert werden. 
Aus  den  Erläuterungen  dieses  Beitrages  insgesamt  kann  folgendes  Fazit  gezogen 
werden: Die Umsetzung des GlG ist ein umkämpftes Feld. Genauer lassen sich im 
Umsetzungsprozess des GlG zwei unterschiedliche Aussagepraktiken in den Fragen 
erkennen, wer mit welchen Mitteln und aufgrund welcher Begründungen die betrieb-
liche  Gleichstellung  umzusetzen  habe.  Diese  beiden  Diskurse  werden  auch  von 
AkteurInnen mit verschiedenen Interessen aktiviert, was den Schluss auf klare Kon-
fliktlinien zulassen würde. Dennoch kommt es im Umsetzungsprozess des GlG kaum 
zu expliziten Kämpfen zwischen diesen zwei Positionen. Im Gegenteil: Es fällt gera-
de die Verschränkung der beiden Diskurse bei der Umsetzung des GlG in Maßnah-
men und Projekte in den letzten 15 Jahren auf.

20 Mit Blick auf die 14 Betriebe, die in den Jahren 2009, 2010 und 2011 vom Angebot der Finanz-
hilfen für unternehmensinterne Projekte profitiert haben (EBG, 2011), kann eine große Wirkung 
dieser Maßnahme durchaus in Frage gestellt werden.
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